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BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1956 Ausgegeben am 3. Feber 1956 6. Stück

1 7 . Verordnung: Abänderung einzelner Bestimmungen des Organisationsstatutes der Akademie für angewandte
Kunst in Wien.

1 8 . Kundmachung: Berichtigung von Druckfehlern im Bundesgesetzblatt.
1 9 . Abkommen zwischen Österreich und Triest über die Benützung des Hafens von Triest.
2 0 . Luftverkehrsabkommen zwischen der Österreichischen Bundesregierung und der Regierung des Staates Israel.

1 7 . Verordnung des Bundesministeriums
für Unterricht vom 19. Jänner 1956, mit der
einzelne Bestimmungen des Organisations-
statutes der Akademie für angewandte Kunst
in Wien, BGBl. Nr. 241/1949, abgeändert

werden.

Auf Grund des § 10 Abs. 1 des Kunstakade-
miegesetzes, BGBl. Nr. 168/1948, in der Fassung
der Kunstakademiegesetz-Novelle 1954, BGBl.
Nr. 177, wird verordnet:

Die Verordnung des Bundesministeriums für
Unterricht vom 30. September 1949, betreffend
die Organisation der Akademie für angewandte
Kunst in Wien, BGBl. Nr. 241/1949, wird abge-
ändert wie folgt:

1. Im § 3 Abs. 1 haben die Worte: „nach
Maßgabe der Studienordnung oder besonderer
Ankündigung" zu entfallen.

2. Im § 5 Abs. 1 hat der erste Satz zu lauten:
„Der Leiter der Akademie führt gemäß § 2

des Kunstakademiegesetzes in der Fassung der
Kunstakademiegesetz-Novelle 1953 den Titel
,Präsident der Akademie für angewandte Kunst
in Wien'.".

3. Im § 5 Abs. 2 lit. e haben die Worte „so-
wie der gesetzlichen Personalvertretungen" zu
entfallen.

4. Der § 7 Abs. 2 hat zu lauten:
„(2) Die Lehrervollversammlung kann vom

Präsidenten zur Beratung wichtiger Angelegen-
heiten der Akademie sowie anläßlich größerer
Feiern einberufen werden. Sie muß innerhalb
einer Woche einberufen werden, wenn dies vom
Lehrerkollegium verlangt wird.".

5. Im § 8 Abs. 4 hat der zweite Satz zu ent-
fallen.

6. Im § 8 Abs. 9 treten an die Stelle des
Wortes „allmonatlich" die Worte „zweimal im
Semester".

7. Der § 9 hat zu lauten:
„§ 9. Der Präsident bestellt auf Vorschlag der

Abteilungsvorstände Prüfungskommissionen und
Stipendienkommissionen sowie fallweise zur Er-
füllung besonderer Aufgaben Arbeitsausschüsse
und leitet sie."

8. Im § 10 hat der Abs. 3 zu entfallen. Der
Abs. 4 hat die Bezeichnung „(3)" zu erhalten.

9. Der § 11 hat zu entfallen. Die §§ 12 und 13
haben die Bezeichnung 11 und 12 zu erhalten.

10. Im nunmehrigen § 11 haben die Worte
„selbständig irgendwelche" zu entfallen.

11. Im nunmehrigen § 12 hat der Abs. 2 zu
entfallen.

Drimmel

1 8 . Kundmachung des Bundeskanzler-
amtes vom 23. Jänner 1956, betreffend die
Berichtigung von Druckfehlern im Bundes-

gesetzblatt.

Auf Grund des § 2 Abs. 4 des Bundesgesetzes
vom 7. Dezember 1920, BGBl. Nr. 33, über das
Bundesgesetzblatt, wird kundgemacht:

1. Im Bundesgesetz vom 9. September 1955,
BGBL Nr. 189, über die Allgemeine Sozialversi-
cherung (Allgemeines Sozialversicherungsgesetz —
ASVG.), hat es zu lauten:

a) Im § 365 Abs. 3 statt „Abs. 1 bis 3" rich-
tig „Abs. 1 und 2".

b) Im § 400 Abs. 3, Einleitung, statt „Abs. 1
Z. 2 und 3" richtig „Abs. 2 Z. 2 und 3".

c) Im § 412 Abs. 1, letzter Satz, statt „Be-
scheid" richtig „Einspruch".

d) Im § 468 Abs. 2 statt „Kranken- und Haus-
geld" richtig „Kranken- und Familiengeld".

2. Im Bundesgesetz vom 18. November 1955,
BGBl. Nr. 236, womit Bestimmungen über die
Pensionsbehandlung von Hochschulprofessoren
und über deren Emeritierung getroffen werden,
hat es zu lauten:

Im § 2 Abs. 2 statt „Hoschulprofessor" richtig
„Hochschulprofessor".

3. In der Verordnung der Bundesregierung
vom 20. Dezember 1955, BGBl. Nr. 5/1956, wo-
mit eine Geschäftsordnung des Landesverteidi-
gungsrates erlassen wird, hat es zu lauten:

Im § 13 Abs. 2 statt „Reisegebührenvorschrift
1955, BGBl. Nr. 113," richtig „Reisegebühren-
vorschrift 1955, BGBl. Nr. 133,".

Raab
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19 .

(Übersetzung)

Abkommen
zwischen Österreich und Triest über die Be-

nützung des Hafens von Triest
Die ÖSTERREICHISCHE BUNDESREGIE-

RUNG und die REGIERUNG DER REPUBLIK
ITALIEN sind, von dem Wunsche beseelt, den
österreichischen Verkehr über den Hafen von
Triest zu erleichtern und auszubauen, über nach-
folgende Bestimmungen übereingekommen:

Artikel 1

Die Österreichische Regierung und die Italieni-
sche Regierung kommen überein, in Ansehung
des Umfanges des österreichischen Verkehrs über
Triest im Rahmen der im Handelsabkommen
vom 19. Mai 1949 vorgesehenen Gemischten
Kommission des österreichisch - italienischen
Warenverkehrs eine paritätische Gemischte
Unterkommission für Fragen einzusetzen, welche
den österreichischen Überseeverkehr von und
nach Triest betreffen. Die Unterkommission tritt
auf Wunsch eines der beiden Vertragschließenden
Teile zusammen.

Artikel 2

Ein von der Österreichischen Bundesregierung
ernanntes Mitglied der Unterkommission wird
seinen ständigen Amtssitz in Triest haben und
gemäß den Weisungen der österreichischen Zen-
tralbehörden die wirtschaftlichen Interessen
Österreichs, soweit sie den Verkehr über Triest
betreffen, vertreten. Dieses Mitglied wird den
Auftrag haben, mit den zuständigen italienischen
Behörden ständig zusammenzuarbeiten und
diesen erforderlichenfalls die Annahme von
Maßnahmen vorzuschlagen, die geeignet sind,
die in diesem Abkommen vorgesehenen Ziele zu
erreichen.

Artikel 3

In analoger Weise und zum gleichen Zweck
wird ein von der Italienischen Regierung er-
nanntes Mitglied der Unterkommission seinen
ständigen Amtssitz in Wien haben.

Artikel 4

Die Italienischen Staatsbahnen befreien die im
Transitverkehr zwischen Österreich und Triest—
Übersee beförderten Güter von der Zahlung der
im Ausnahmetarif Nr. 253 (Güter im Transit
durch Italien) vorgesehenen Erhöhungen.

Artikel 5

Die anderen Fragen betreffend die Eisenbahn-
tarife im Zusammenhang mit dem Österreich—
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Übersee Güterverkehr über den Karen von
Triest werden durch ein gesondertes Abkommen
geregelt, welches zwischen den Österreichischen
Bundesbahnen und den Italienischen Staats-
bahnen abzuschließen sein wird.

Artikel 6

Hinsichtlich des Güterverkehrs zwischen dem
Hafen von Triest und über Österreich hinaus
gelegenen Ländern werden die Österreichischen
Bundesbahnen und die Italienischen Staatsbahnen
für ihre Strecken einvernehmlich tarifarische
Maßnahmen vereinbaren, die geeignet sind,
diesen Verkehr zu erleichtern und auszubauen.

Artikel 7

Vorbehaltlich besonderer Abmachungen, wie
sie im Rahmen der in Artikel 1 des vorliegenden
Vertrages genannten Gemischten Unterkom-
mission getroffen werden können, werden Waren
österreichischer Herkunft oder Bestimmung, die
im Transit über den Hafen von Triest gehen,
hinsichtlich der Steuern und Abgaben sowie der
Abfertigung wie auch in jeder anderen Beziehung
keiner ungünstigeren Behandlung in diesem
Hafen unterliegen als gleichartige Waren italieni-
scher Herkunft oder Bestimmung oder gleich-
artige Waren irgendeiner anderen Herkunft
oder Bestimmung.

In dieser Hinsicht wird zwischen Waren, die
auf Schiffen mit italienischer Flagge, und Waren,
die auf Schiffen mit österreichischer oder anderer
Flagge befördert werden, kein Unterschied ge-
macht.

Artikel 8

Die Italienische Regierung erteilt ihre Zustim-
mung dazu, daß, vorbehaltlich besonderer Ab-
machungen, die Österreichische Regierung sich
des Hafens von Triest als Ausrüstungshafen für
Handelsschiffe mit österreichischer oder anderer
Flagge bedienen kann.

Artikel 9

Auf Grund noch zu treffender Vereinbarungen
und mit Rücksicht auf den Umfang des Verkehrs
wird die „Azienda Portuale dei Magazzini Gene-
rali" im Bereich des Freihafens von Triest ge-
eignete und genügend große, gedeckte und
ungedeckte Lager, sei es ganz oder teilweise,
und zwar auch fortlaufend, gegen Entrichtung
eines ermäßigten Mietzinses zur Verfügung
stellen. Die „Azienda Magazzini Generali" wird
eine Tarifermäßigung für alle von ihrem Per-
sonal unmittelbar durchgeführten Arbeiten ge-
währen.
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Artikel 10

Mit dem gleichen Ziel der Förderung des öster-
reichischen Verkehrs über Triest kommen die
beiden Regierungen überein, die Hafengebühren
zum Gegenstand einer wohlwollenden Über-
prüfung durch die zuständigen italienischen Be-
hörden zu machen.

Artikel 11

In Übereinstimmung mit den multilateralen
internationalen Vereinbarungen ist der Transit
von Gütern Österreich—Triest—Übersee frei.
Dieser Transit erfolgt ohne Diskriminierung und
ohne Einhebung von Zöllen, Steuern oder Ab-
gaben, mit Ausnahme derjenigen Abgaben, die
für Dienstleistungen eingehoben werden.

Artikel 12

Gleichfalls in Übereinstimmung mit den ob-
genannten internationalen Vereinbarungen wer-
den die beiden Vertragschließenden Teile dem
durch ihr Staatsgebiet gehenden Transitverkehr
über Triest alle Erleichterungen gewähren, die
notwendig sind, um das ordnungsgemäße und
rasche Funktionieren aller Dienste zu angemes-
senen Preisen zu sichern. Hinsichtlich der Ein-
hebung von Zöllen, Steuern und Abgaben bezie-
hungsweise der verschiedenen Dienstleistungen
sowie der sanitären, polizeilichen oder anderen
Bestimmungen werden sich die Vertragschließen-
den Teile von der Anwendung diskriminierender
Maßnahmen den genannten Waren gegenüber
enthalten.

Artikel 13

Die beiden Vertragschließenden Teile kommen
dahin überein, daß die im Zusammenhang mit
dem Handelsverkehr zur Ausübung einer Tä-
tigkeit in Triest berechtigten österreichischen
Unternehmungen, wie er Gegenstand des vor-
liegenden Abkommens ist, dieselben Rechte und
Begünstigungen steuerlicher oder sonstiger Art
wie die gleichartigen italienischen Unternehmun-
gen genießen.

Die zuständigen italienischen Behörden werden
diesbezügliche Ansuchen einer wohlwollenden
Prüfung unterziehen.

Artikel 14

Die beiden Vertragschließenden Teile stimmen
überein, daß angesichts des gemeinsamen Inter-
esses hinsichtlich der Erleichterung und Förde-
rung des Verkehrs über den Hafen von Triest
eine dauernde Zusammenarbeit auch zu dem
Zweck angezeigt ist, um eine Verbesserung der
Triest berührenden Schiffahrtsliniendienste und
eine Herabsetzung der Seefrachtraten zu er-
reichen.
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Artikel 15

Das vorliegende Abkommen bleibt zwei Jahre
von dem durch Notenwechsel festgesetzten Zeit-
punkt an in Kraft und gilt sodann für ein wei-
teres Jahr verlängert, falls es nicht drei Monate
vor Ablauf gekündigt wird, wobei es jedem der
beiden Vertragschließenden Teile freisteht, dieses
Abkommen jeweils drei Monate vor Ablauf
dieser einjährigen Perioden zu kündigen.

GESCHEHEN zu Rom, in zweifacher Aus-
fertigung in französischer Sprache, am 22. Ok-
tober 1955.

Für die
Österreichische Bundesregierung:

Platzer m. p.

Für die
Regierung der Republik Italien:

Luigi Nardi m. p.

Das Abkommen wurde gemäß seinem Artikel 15 durch Notenwechsel zwischen der italienischen
Botschaft in Wien und dem Bundeskanzleramt, Auswärtige Angelegenheiten, vom 21. Dezember
1955, mit 1. Jänner 1956 in Kraft gesetzt.

Raab

20.

(Übersetzung)

LUFTVERKEHRSABKOMMEN
ZWISCHEN DER ÖSTERREICHISCHEN

BUNDESREGIERUNG UND DER
REGIERUNG DES STAATES ISRAEL
Die Österreichische Bundesregierung und die

Regierung des Staates Israel, von dem Wunsche
geleitet, den zivilen Luftverkehr zwischen Öster-
reich und Israel zu fördern, schließen hiemit das
folgende Abkommen über den regelmäßigen
Luftlinienverkehr zwischen ihren beiderseitigen
Gebieten, das nachstehenden Bestimmungen un-
terliegen soll:

Artikel I

a) Jeder vertragschließende Teil gewährt dem
anderen vertragschließenden Teil die in dem
vorliegenden Abkommen und dessen Anhang
umschriebenen Rechte zum Zwecke der Errich-
tung von Luftverkehrslinien auf Flugstrecken,
die im angeschlossenen Anhang umschrieben
sind. (In der Folge „vereinbarte Luftverkehrs-
linien" und „festgelegte Flugstrecken" genannt.)

b) Jeder vertragschließende Teil wird dem an-
deren vertragschließenden Teil eine Luft-
verkehrsunternehmung schriftlich namhaft
machen mit dem Zwecke, die festgelegten Flug-
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strecken zu befliegen, und wird auch den Zeit-
punkt des Beginnens bestimmen, vorausgesetzt,
daß die in Artikel II genannte Betriebserlaubnis
gewährt worden ist.

Artikel II

a) Jeder vertragschließende Teil wird, unter
Vorbehalt des in Artikel VII umschriebenen
Rechtes, ohne ungebührliche Verzögerung die
erforderliche Betriebserlaubnis an die von dem
anderen vertragschließenden Teil namhaft ge-
machte Luftverkehrsunternehmung erteilen.

b) Die Luftfahrtbehörden des einen vertrag-
schließenden Teiles können eine vom anderen
vertragschließenden Teil namhaft gemachte Luft-
verkehrsunternehmung verhalten, nachzuweisen,
daß sie imstande ist, die Bedingungen zu erfüllen,
die in Gesetzen und Vorschriften beschrieben
sind, die durch diese normaler- und berechtigter-
weise beim Betrieb von internationalen kommer-
ziellen Luftverkehrslinien angewendet werden.

Artikel III

a) Die Tarife bei jeder vereinbarten Luft-
verkehrslinie sollen in vernünftigen Grenzen er-
stellt werden, wobei besonderes Augenmerk auf
alle maßgeblichen Faktoren gelenkt werden soll,
einschließlich der Betriebskosten, eines angemes-
senen Gewinnes, der Eigentümlichkeiten der Linie
(wie z. B. Geschwindigkeits- und Bequemlich-
keitsverhältnisse) und der Tarife anderer Luft-
verkehrsunternehmungen für jeden Teil der
festgelegten Flugstrecke.

b) Diese Tarife, zusammen mit dem Preis der
Provisionssätze der Vertretungen, die in Verbin-
dung mit ihnen verwendet werden, sollen, wenn
möglich, zwischen den betroffenen namhaft ge-
machten Luftverkehrsunternehmungen, nach
Fühlungnahme mit anderen Luftverkehrsunter-
nehmungen, die die ganze oder Teile der Flug-
strecke befliegen, vereinbart werden, wobei solch
eine Vereinbarung, wenn möglich, mit der von
dem Internationalen Luftverkehrsverband bei
der Tariferstellung angewendeten Verfahrens-
weise getroffen werden soll. Die derart verein-
barten Tarife sind den Luftfahrtbehörden der
beiden vertragschließenden Teile zur Genehmi-
gung vorzulegen.

c) Wenn die namhaft gemachten Luftverkehrs-
unternehmungen sich nicht einigen können oder
wenn aus einem anderen Grund über einen Tarif
nicht in Einklang mit den Bestimmungen von
Absatz b Übereinstimmung erzielt werden
kann, sollen die Luftfahrtbehörden der vertrag-
schließenden Teile diese Tarife einverständlich
festlegen.

d) Wenn die Luftfahrtbehörden sich nicht
einigen können, soll die Meinungsverschiedenheit
gemäß den Bestimmungen von Artikel VIII bei-
gelegt werden.
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e) Wenn die Luftfahrtbehörden einer der bei-
den vertragschließenden Teile mit einem Tarif
nicht einverstanden sind, soll dieser mit Aus-
nahme der Bestimmungen des Artikels VIII nicht
in Kraft treten.

Artikel IV

a) Jeder der vertragschließenden Teile kann
für die Benützung von Flughäfen und anderen
Luftverkehrseinrichtungen angemessene und ge-
rechtfertigte Gebühren einheben oder geneh-
migen. Jeder der vertragschließenden Teile er-
klärt sich jedoch damit einverstanden, daß diese
Gebühren diejenigen nicht übersteigen dürfen,
die von den eigenen Luftfahrzeugen, die einem
ähnlichen internationalen Luftverkehr dienen,
für die Benützung dieser Flughäfen und Luft-
verkehrseinrichtungen entrichtet werden.

b) Brenn- und Schmierstoffe, Ersatzteile, nor-
male Luftfahrzeugausrüstungen und Bordvor-
räte, die durch oder für einen der vertragschlie-
ßenden Teile oder deren namhaft gemachte
Luftverkehrsunternehmung in das Gebiet des
anderen vertragschließenden Teiles eingeführt
oder dort an Bord eines Luftfahrzeuges genom-
men werden, sollen hinsichtlich der Zollabgaben,
Untersuchungsgebühren und anderen ähnlichen
inländischen oder lokalen Abgaben und Gebüh-
ren der folgenden Behandlung durch den ersteren
vertragschließenden Teil unterliegen:

1) eine Befreiung für den Fall von Brenn-
und Schmierstoffen an Bord, wenn dem
Luftfahrzeug im besagten Gebiet Zollabfer-
tigung für einen ausländischen Bestim-
mungsort gegeben wird;

2) für den Fall von Brenn- und Schmierstof-
fen, die nicht von 1) betroffen werden, und
von Ersatzteilen, von normaler Luftfahr-
zeugausrüstung und Bordvorräten, eine
nicht minder begünstigte Behandlung als
die, welcher ähnliche Güter unterliegen, die
in das besagte Gebiet eingeführt oder dort
an Bord eines Luftfahrzeuges genommen
und die für den Gebrauch für oder in dem
Luftfahrzeug einer inländischen Luftver-
kehrsunternehmung des ersteren vertrag-
schließenden Teiles oder der meistbegün-
stigten ausländischen Luftverkehrsunter-
nehmung, die sich mit internationalem
Flugverkehr befaßt, bestimmt sind.

c) Gegenstände, die auf diese Weise von Ab-
gaben befreit werden, dürfen nur mit Zustim-
mung der Zollbehörden des anderen vertrag-
schließenden Teiles ausgeladen werden. Diese Ge-
genstände, die wieder ausgeführt werden sollen,
haben bis zu ihrer Wiederausfuhr unter Zoll-
aufsicht zu verbleiben.
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Artikel V

Die von einem der vertragschließenden Teile
ausgestellten oder anerkannten Lufttüchtigkeits-
zeugnisse sowie Befähigungszeugnisse und Er-
laubnisscheine werden von dem anderen vertrag-
schließenden Teil für den Betrieb von Luft-
verkehrslinien auf den im Anhang beschriebenen
Flugstrecken als gültig anerkannt. Jeder der bei-
den vertragschließenden Teile behält sich jedoch
das Recht vor, den seinen eigenen Staatsbürgern
von dem anderen vertragschließenden Teil oder
von einem anderen Staat ausgestellten Befähi-
gungszeugnissen und Erlaubnisscheinen für Flüge
über seinem eigenen Gebiet die Anerkennung zu
verweigern.

Artikel VI

a) Die Gesetze und Vorschriften eines vertrag-
schließenden Teiles, die den Ein- und Ausflug
der im internationalen Luftverkehr verwendeten
Luftfahrzeuge in sein bzw. aus seinem Gebiet
oder den Betrieb und die Führung solcher Luft-
fahrzeuge während ihres Aufenthaltes in seinem
Gebiet betreffen, sind auf die Luftfahrzeuge des
anderen vertragschließenden Teiles ohne Unter-
schied der Nationalität anzuwenden und von
diesen Luftfahrzeugen beim Ein- oder Ausflug
sowie während des Aufenthaltes innerhalb des
Gebietes des ersteren Teiles zu beachten.

b) Die Gesetze und Vorschriften eines ver-
tragschließenden Teiles, die den Ein- und Aus-
flug von Fluggästen, Besatzungen oder Waren in
Luftfahrzeugen nach und aus seinem Gebiet be-
treffen, wie die Vorschriften über Eintritt, Ab-
fertigung, Einwanderung, Pässe, Zoll und Qua-
rantäne, sind durch oder in bezug auf die Flug-
gäste, Besatzungen und Waren der namhaft ge-
machten Luftverkehrsunternehmung des ande-
ren vertragschließenden Teiles während des Auf-
enthaltes innerhalb des Gebietes des ersteren Teiles
zu beachten.

c) Die Besatzungsmitglieder eines Luftfahr-
zeuges, das im Betrieb einer Luftverkehrslinie
auf einer festgelegten Flugstrecke verwendet
wird, sind von Paß- und Visavorschriften so-
lange befreit als sie im Besitze eines Ausweises
als Besatzungsmitglied sind, wie er in den
Abs. 3.10 oder 3.11 des Anhanges 9 zum Ab-
kommen über die internationale Zivilluftfahrt,
das seit 7. Dezember 1944 in Chikago zur Zeich-
nung offenliegt, erwähnt wird.

Artikel VII

Jeder der vertragschließenden Teile behält sich
das Recht vor, die Betriebserlaubnis einer von
dem anderen vertragschließenden Teil namhaft
gemachten Luftverkehrsunternehmung zu ver-
sagen oder zurückzuziehen:
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a) im Fall, daß er nicht damit einverstanden
ist, daß das überwiegende Eigentumsrecht und
die tatsächliche Verfügungsgewalt über diese
Luftverkehrsunternehmung an den vertrag-
schließenden Teil übertragen sind, der die Luft-
verkehrsunternehmung namhaft macht, oder an
Bürger des die Luftverkehrsunternehmung nam-
haft machenden Teiles;

b) im Fall, daß es eine solche Luftverkehrs-
unternehmung unterläßt, die in Artikel VI an-
geführten Gesetze und Vorschriften zu beachten;

c) im Falle einer Nichtbefolgung einer in
Übereinstimmung mit Artikel VIII von einem
Schiedsgericht gefällten Entscheidung;

d) im Fall, daß die Luftverkehrsunterneh-
mung es verabsäumt, den Betrieb gemäß den in
vorliegendem Vertrag und dem Anhang um-
schriebenen Bedingungen durchzuführen;

e) im Fall, daß die Luftverkehrsunternehmung
nicht mehr die Bedingungen erfüllt, unter denen
die Privilegien und Rechte in Übereinstimmung
mit dem vorliegenden Vertrag und Anhang ge-
währt wurden.

Vorausgesetzt, daß keine unmittelbare Auf-
hebung oder Auferlegung von Bedingungen für
die Verhinderung von weiteren Verletzungen
von Gesetzen oder Vorschriften notwendig ist,
soll von diesem Recht nur nach Fühlungnahme
mit dem anderen vertragschließenden Teil Ge-
brauch gemacht werden.

Artikel VIII

a) Wenn eine Meinungsverschiedenheit zwi-
schen den beiden vertragschließenden Teilen
hinsichtlich der Auslegung oder Anwendung des
vorliegenden Abkommens entsteht, sollen die
vertragschließenden Teile zuerst versuchen, diese
mittels Verhandlungen untereinander beizu-
legen.

b) Wenn es den vertragschließenden Teilen
nicht gelingt, eine Lösung zu finden, soll die
Meinungsverschiedenheit zur Entscheidung einem
Schiedsgericht von drei Schiedsrichtern vorgelegt
werden, von denen je einer von einem vertrag-
schließenden Teil namhaft gemacht wird und der
dritte von den beiden so ernannten Schiedsrich-
tern gewählt werden soll, wobei solch ein dritter
Schiedsrichter weder ein Staatsbürger des einen
noch des anderen vertragschließenden Teiles sein
darf. Jeder von den vertragschließenden Teilen
soll einen Schiedsrichter innerhalb von zwei Mo-
naten nach dem Zeitpunkt der Absendung einer
diplomatischen Note des einen Teiles an den
anderen, in der um ein Schiedsgericht über die
Meinungsverschiedenheit ersucht wird, namhaft
machen, wobei über den dritten Schiedsrichter
eine Einigung innerhalb eines Monats nach die-
ser Frist von zwei Monaten erzielt werden soll.



284 6. Stück — Ausgegeben am 3. Feber 1956 — Nr. 20.

Wenn einer der vertragschließenden Teile es
verabsäumt, seinen Schiedsrichter namhaft zu
machen, oder wenn über den dritten Schieds-
richter keine Einigung erzielt werden kann, sol-
len die so entstandenen Lücken mit Persönlich-
keiten besetzt werden, die vom Präsidenten des
Rates der internationalen Zivilluftfahrtorgani-
sation auf Grund eines Ansuchens durch einen
der vertragschließenden Teile namhaft gemacht
werden.

c) Die vertragschließenden Teile verpflichten
sich, jede gemäß Absatz (b) dieses Artikels getrof-
fene Entscheidung anzuerkennen.

d) Die Kosten des Schiedsgerichtsverfahrens
werden durch Entscheidung der Schiedsrichter
bestimmt und von beiden vertragschließenden
Teilen zu gleichen Teilen getragen.

Artikel IX

Dieses Abkommen und alle damit im Zusam-
menhang stehenden Vereinbarungen werden bei
der durch das Abkommen über die internatio-
nale Zivilluftfahrt errichteten internationalen
Zivilluftfahrtorganisation registriert werden.

Artikel X

a) Zur Erzielung einer engen Zusammenarbeit
in allen die Erfüllung des vorliegenden Abkom-
mens und dessen Anhanges betreffenden Ange-
legenheiten sollen regelmäßige und häufige Füh-
lungnahmen zwischen den Luftfahrtbehörden
der vertragschließenden Teile stattfinden.

b) Im Fall eines Abschlusses irgendeines die
Luftfahrt betreffenden multilateralen Abkom-
mens, durch das beide vertragschließenden Teile
gebunden werden, soll das vorliegende Abkom-
men so ergänzt werden, daß es mit den Bedin-
gungen eines solchen Abkommens überein-
stimmt.

c) Wenn einer der vertragschließenden Teile
es für wünschenswert hält, die Bedingungen des
vorliegenden Abkommens abzuändern, ist es
ihm gestattet, um Fühlungnahme zwischen den
Luftfahrtbehörden der zwei vertragschließenden
Teile zu ersuchen. Solch eine Fühlungnahme soll
innerhalb einer Zeitspanne von 60 Tagen nach
dem Zeitpunkt des Ersuchens beginnen. Wenn
sich die Luftfahrtbehörden auf Änderungen des
Abkommens oder des Anhanges einigen, sollen
diese Änderungen in Kraft treten, nachdem sie
durch diplomatischen Notenwechsel bestätigt
wurden.

d) Jeder der vertragschließenden Teile kann
jederzeit den anderen benachrichtigen, wenn er
wünscht, das vorliegende Abkommen zu kün-
digen. Solch eine Benachrichtigung soll gleich-
zeitig auch der internationalen Zivilluftfahrt-
organisation zur Kenntnis gebracht werden.
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Wenn eine solche Kündigung ausgesprochen
wird, verliert das vorliegende Abkommen
12 Monate nach dem Erhalt der Kündigung
durch den anderen vertragschließenden Teil seine
Gültigkeit, sofern nicht die Kündigungsbenach-
richtigung vor dem Ablauf dieser Zeitspanne
durch Übereinkommen zurückgezogen wird.
Wenn der andere vertragschließende Teil den
Erhalt nicht bestätigt, wird angenommen, daß
die Kündigung 14 Tage nach deren Erhalt durch
die internationale Luftfahrtorganisation erhalten
wurde.

Artikel XI

a) Der Ausdruck „namhaft gemachte Luft-
verkehrsunternehmung" bedeutet eine Luftver-
kehrsunternehmung, die ein vertragschließender
Teil dem anderen durch schriftliche Benachrich-
tigung gemäß Artikel I und II des vorliegenden
Abkommens für den Betrieb von Luftverkehrs-
linien auf den in der Benachrichtigung angegebe-
nen Flugstrecken namhaft macht.

b) Der Ausdruck „Wechsel der Beförderungs-
kapazität" bedeutet den Betrieb einer Luftver-
kehrslinie durch eine namhaft gemachte Luft-
verkehrsunternehmung in einer Weise, daß ein
Teil der Flugstrecke von Luftfahrzeugen be-
flogen wird, die in Kapazität verschieden sind
von jenen, die auf einem anderen Teil verwen-
det werden.

c) Der Ausdruck „Gebiet" stimmt überein mit
der Definition, die im Artikel 2 des Abkommens
über internationale Zivilluftfahrt gegeben wird.

d) Den Definitionen des Artikels 96, Abs. a,
b, c und d des Abkommens über internationale
Zivilluftfahrt wird Rechnung getragen.

Artikel XII

Das Inkrafttreten dieses Abkommens wird
durch diplomatischen Notenwechsel vereinbart
werden.

Zu Urkund dessen haben die gefertigten, von
ihren Regierungen gehörig Bevollmächtigten das
vorliegende Abkommen unterzeichnet und mit
ihren Siegeln versehen.

Gegeben am 17. November 1955 in doppelter
Ausfertigung zu Jerusalem in englischer Sprache.

Für die Österreichische Bundesregierung:

Dr. Kurt Enderl m. p.

Für die Regierung des Staates Israel:

Moshe Bartur m. p.



286 6. Stück — Ausgegeben am 3. Feber 1956 — Nr. 20.

ANHANG

A.

Den von jedem der beiden vertragschließen-
den Teile namhaft gemachten Luftverkehrs-
unternehmungen wird das Recht zur Vornahme
nicht kommerzieller Landungen sowie das Recht
des Aufnehmens und Absetzens von Fluggästen,
Post und Fracht in Flughäfen innerhalb des Ge-
bietes des anderen vertragschließenden Teiles,
die für den internationalen Flugverkehr vorgese-
hen sind, in Übereinstimmung mit den Bedin-
gungen des vorliegenden Abkommens, jedoch mit
Ausnahme von jeder Kabotage im Gebiet des
anderen vertragschließenden Teiles gewährt.

B.

(1) Den namhaft gemachten Luftverkehrs-
unternehmungen beider vertragschließenden
Teile soll gerechte und gleiche Gelegenheit ge-
geben werden, den Betrieb der vereinbarten
Luftverkehrslinien auf den festgelegten Flug-
strecken zwischen ihren beiderseitigen Gebieten
durchzuführen.

(2) Beim Betrieb der vereinbarten Luft-
verkehrslinien sollen die namhaft gemachten
Luftverkehrsunternehmungen jedes vertragschlie-
ßenden Teiles auf die Interessen der Luft-
verkehrsunternehmung des anderen vertrag-
schließenden Teiles in einer Weise Rücksicht
nehmen, daß sie die Luftverkehrslinien der letz-
teren auf der ganzen oder Teilen derselben Flug-
strecke nicht unbillig beeinträchtigt.

(3) Die vereinbarten Luftverkehrslinien, die
von den von den beiden vertragschließenden
Teilen namhaft gemachten Luftverkehrsunter-
nehmungen vorgesehen sind, sollen genaues
Augenmerk auf die Verkehrserfordernisse der
Öffentlichkeit auf den festgelegten Flugstrecken
lenken und sollen als erstes Ziel die Bereitstellung
einer auf einem angemessenen Lastfaktor
basierenden Kapazität haben, die für die laufen-
den und voraussichtlich zu erwartenden Erfor-
dernisse zur Beförderung von Fluggästen, Fracht
und Post aus oder nach dem Gebiet des die Luft-
verkehrsunternehmung namhaft machenden ver-
tragschließenden Teiles ausreichen muß. Das
Recht der von den vertragschließenden Teilen
namhaft gemachten Luftverkehrsunternehmun-
gen, während des Betriebes der genannten Luft-
verkehrslinien an im Anhang beschriebenen und
im Gebiet des anderen vertragschließenden Teiles
gelegenen Stellen internationalen Verkehr, der
an dritte Länder bestimmt ist oder von dritten
Ländern kommt, aufzunehmen oder abzusetzen,
soll in Übereinstimmung mit den allgemeinen
Prinzipien einer geregelten Entwicklung ausgeübt
werden, die die vertragschließenden Teile aner-
kennen und vorbehaltlich der Bedingung, daß
die Kapazität abhängen soll
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a) von den Erfordernissen des Verkehrs, der
in das Gebiet des die Luftverkehrsunter-
nehmung namhaft machenden vertrag-
schließenden Teiles bestimmt ist oder von
dort kommt;

b) von den Verkehrserfordernissen des Ge-
bietes, das die Luftverkehrsunternehmung
überfliegt, wobei lokale und regionale Luft-
verkehrslinien berücksichtigt werden; und

c) von den Erfordernissen des Durchflug-
betriebes.

C.

Eine von dem einen vertragschließenden Teil
namhaft gemachte Luftverkehrsunternehmung
darf an einer Stelle im Gebiet des anderen ver-
tragschließenden Teiles nur unter den folgenden
Bedingungen einen Wechsel der Beförderungs-
kapazität vornehmen:

a) wenn er durch betriebswirtschaftliche
Gründe gerechtfertigt ist;

b) wenn die Luftfahrzeuge, die auf der
Strecke, auf der weniger Verkehr durch
die Luftverkehrsunternehmung von und
nach dem Gebiet des ersten vertrag-
schließenden Teiles abgewickelt wird, kapa-
zitätsmäßig kleiner sind als diejenigen auf
der anderen Teilstrecke;

c) wenn die Luftfahrzeuge kleinerer Kapazi-
tät nur in Verbindung mit Luftfahrzeugen
größerer Kapazität flugplanmäßig verwen-
det werden; die ersteren sollen zu den
Wechselpunkten kommen, nur um den
Verkehr an die Luftfahrzeuge größerer
Kapazität abzugeben beziehungsweise von
diesen zu übernehmen; ihre Kapazität soll
hauptsächlich auf diesen Zweck abgestimmt
sein;

d) wenn ein ausreichendes Durchflugsvolumen
vorhanden ist; und

e) wenn die Vorkehrungen des Absatzes B des
vorliegenden Anhanges alle den Wechsel
der Beförderungskapazität betreffenden
Maßnahmen leiten.

D.

a) Die von der Regierung des Staates Israel
namhaft gemachte Luftverkehrsunternehmung
soll berechtigt sein, Luftverkehrslinien wie folgt
zu betreiben:

Israel—gegebenenfalls Zwischenpunkte—Punkte
in Österreich—gegebenenfalls Punkte darüber
hinaus—in beiden Richtungen.

b) Die Festlegung der Luftverkehrslinien, die
von der von der Österreichischen Regierung
namhaft gemachten Luftverkehrsunternehmung
betrieben werden sollen, erfolgt, sobald die
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Luftfahrtbehörde der Österreichischen Regierung
dieses Begehren stellt. Die Luftfahrtbehörden
beider vertragschließenden Teile werden ohne
Verzug fortfahren, die Luftverkehrslinien gemäß
den Bedingungen des Artikels 10, Absatz (c) des
vorliegenden Abkommens und auf der Grund-
lage strenger Gegenseitigkeit zu bestimmen.

Das Abkommen wurde gemäß seinem Artikel XII durch Notenwechsel vom 17. November 1955
mit diesem Datum in Kraft gesetzt.

Raab


